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I.  Vorbemerkung 
 

Mit dem Verordnungsvorschlag zur Einführung einer EU Inc. soll ein 28. gesellschaftsrechtliches 
Regime etabliert werden, mit dem die Wettbewerbsfähigkeit der EU gestärkt und der Rahmen 
für grenzüberschreitende Unternehmenstätigkeit verbessert wird. Diese Ziele unterstützt die 
Bundessteuerberaterkammer (BStBK). Inwiefern durch den vorliegenden Legislativvorschlag 
diese Ziele erreicht werden können, ist allerdings fraglich. Es sollte grundsätzlich hinterfragt wer-
den, ob diese neue Gesellschaftsform überhaupt das richtige Instrument zur Zielerreichung dar-
stellt. 

Der EU Inc.-Vorschlag sieht ein harmonisiertes, vollständig digital durchführbares Gründungs-
verfahren vor, das den administrativen Aufwand reduzieren und die grenzüberschreitende Unter-
nehmensgründung im Binnenmarkt erleichtern soll. Positiv hervorzuheben sind dabei das Once-
Only-Prinzip sowie der intendierte Abbau administrativer Belastungen, die bislang aus der An-
wendung von 27 unterschiedlichen nationalen Gesellschaftsrechtsordnungen resultieren. 

Gleichwohl wirft der Vorschlag Bedenken auf, da mit ihm erhebliche potenzielle Missbrauchsrisi-
ken einhergehen. Dies gilt insbesondere mit Blick auf die Registrierung innerhalb von 48 Stun-
den (Art. 16), den Verzicht auf Mindestkapitalanforderungen (Art. 62 Abs. 1), die nur einge-
schränkte materielle Identitätsprüfung im Gründungsverfahren (Art. 13 und 14) sowie das von 
der Gesellschaft selbst geführte Anteilsregister, das Online-Übertragungen von Anteilen ermög-
licht (Art. 53, 54 und 59 Abs. 5). Diese Elemente begründen eine Struktur, die in besonderem 
Maße anfällig für missbräuchliche Gestaltungen sein kann. 

In ihrer Gesamtheit führen diese Elemente zur Schaffung einer Gesellschaftsform, die wesentli-
che Charakteristika klassischer Briefkastengesellschaften aufweist und daher ein erhebliches 
Missbrauchspotenzial für Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung, Steuerhinterziehung, Steuerde-
likte, Sanktionsumgehungen sowie sonstige Formen der Wirtschafts- und Finanzkriminalität 
birgt. Aus Sicht der BStBK besteht die Gefahr, dass die EU Inc. – entgegen ihrer Zielsetzung – 
nicht nur zu einem Instrument für innovative Unternehmen, sondern zugleich zu einer europa-
weit standardisierten Hochrisiko-Gesellschaftsform für missbräuchliche Gestaltungen wird. 

Zudem ist nicht ersichtlich, worin der Mehrwert zum bestehenden Recht liegen soll, ein Sonder-
regime mit abgeschichteten Regelungen zu schaffen (z. B. im Insolvenzrecht). Positiv hervorzu-
heben ist indes, dass dies im steuerlichen Bereich lediglich mit dem Mitarbeiterbeteiligungspro-
gramm (siehe dazu die kritischen Ausführungen unter V.) vorgesehen ist und kein weitreichen-
deres steuerliches Sonderregime geschaffen werden soll. 

 

II.  Missbrauchsrisiken  
 

Internationale Standards zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung identifi-
zieren seit langem bestimmte Strukturmerkmale als besonders risikobehaftet. Hierzu zählen ins-
besondere die schnelle und kostengünstige Gründungsmöglichkeit, die geringe Transparenz 
hinsichtlich wirtschaftlich Berechtigter, fehlende physische Präsenz sowie die einfache Übertrag-
barkeit von Beteiligungen. 
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Der vorliegende Verordnungsvorschlag vereint mehrere dieser Merkmale in einer einzigen Ge-
sellschaftsform. Die EU Inc. soll innerhalb von 48 Stunden vollständig digital gegründet werden 
können und benötigt kein Mindestkapital. Gleichzeitig können Eintragungsstaat, tatsächlicher 
Geschäftsbetrieb, Bankverbindung und wirtschaftliche Tätigkeit in unterschiedlichen Mitglied-
staaten angesiedelt sein. 

Die BStBK sieht hierin ein erhebliches strukturelles Risiko, das über die Risiken bestehender na-
tionaler Kapitalgesellschaften hinausgeht. 

Der Vorschlag verfolgt ausdrücklich das Ziel, Gründungsverfahren weitgehend zu automatisie-
ren und die Beteiligung von Intermediären zu reduzieren. Dies steht im Spannungsverhältnis zu 
den Anforderungen einer wirksamen Geldwäscheprävention. 

Gerade die Gründungsphase ist aus Sicht der Financial Action Task Force (FATF) und der euro-
päischen Geldwäscheaufsicht ein zentraler Zeitpunkt für die Verhinderung missbräuchlicher Ge-
sellschaftsstrukturen. 

In Deutschland übernehmen Notare hierbei eine wichtige präventive Funktion. Sie prüfen die 
Identität der Beteiligten, die Echtheit der vorgelegten Unterlagen, die Vertretungsbefugnisse, 
auffällige oder atypische Gestaltungen sowie die die Plausibilität der Angaben. Darüber hinaus 
unterliegen sie selbst geldwäscherechtlichen Pflichten einschließlich Verdachtsmeldepflichten. 

Der Vorschlag enthält keine gleichwertigen materiellen Kontrollmechanismen. Stattdessen wird 
auf digitale Verfahren und Registerabgleiche gesetzt. Die BStBK bezweifelt, dass hierdurch eine 
wirksame Geldwäscheprävention sichergestellt werden kann, und fordert die Einführung ver-
pflichtender und unionsweit einheitlicher geldwäscherechtlicher Identitäts- und Legitimationsprü-
fungen vor Eintragung einer EU Inc., die verpflichtende Verifizierung der wirtschaftlich Berechtig-
ten vor Gründung sowie bei wesentlichen Änderungen der Eigentümerstruktur, die Einführung 
besonderer Kontrollmechanismen für digitale Anteilsübertragungen und Beteiligungswechsel, 
wirksame Substanzanforderungen zur Verhinderung rein formaler Briefkastengesellschaften so-
wie unionsweit einheitliche Mindeststandards für AML-Prüfungen und Registerkontrollen, um re-
gulatorischen Wettbewerb zu verhindern.  

Die BStBK ist der Auffassung, dass wirtschaftspolitische Vereinfachungen nicht zu Lasten der 
Integrität des Finanz- und Wirtschaftssystems gehen dürfen. Die Bekämpfung von Geldwäsche, 
Terrorismusfinanzierung, Steuerhinterziehung und sonstiger Finanzkriminalität muss auch im 
Rahmen eines europäischen 28. Regimes ein gleichrangiges Regelungsziel bleiben. 

 

III.  Digitale EU-Vollmacht und authentische Fachverfahren (Art. 24 bzw. Art. 31 Abs. 1) 
 

Der Verordnungsentwurf sieht insbesondere in Art. 24 bzw. Art. 31 Abs. 1 eine digitale EU-Voll-

macht als standardisierte, digital authentifizierte Urkunde vor, die eine Person ermächtigt, eine 

Gesellschaft in grenzüberschreitenden gesellschaftsrechtlichen Verfahren in der EU zu vertre-

ten. Nach Art. 31 Abs. 3 muss die digitale EU-Vollmacht mit den europäischen Brieftaschen für 

die Digitale Identität sowie mit den europäischen Unternehmensbrieftaschen kompatibel sein. 



 
 
 

 
Seite 4 

Die BStBK begrüßt grundsätzlich diesen Ansatz. Die bisherige Grundkonzeption der digitalen 

EU-Vollmacht in der Richtlinie (EU) 2025/25 sah jedoch eine Eingrenzung auf die Vertretung von 

Gesellschaften in bestimmten Verfahren mit grenzüberschreitender Dimension vor. Nationale 

Vorschriften über die gesetzliche oder organschaftliche Vertretung oder andere Arten von Voll-

machten sollten ausdrücklich unberührt bleiben. Soweit für die EU Inc. eine Ausweitung des An-

wendungsbereichs der digitalen EU-Vollmacht auch auf andere Verfahren beabsichtigt ist, darf 

dies nicht dazu führen, dass eben diese im nationalen Rahmen fachlich zuständigen Stellen und 

bestehenden Fachregister als authentische Quellen übergangen werden. 

Soweit für bestimmte Vollmachts- oder Vertretungsnachweise im nationalen Rahmen bereits 

fachrechtlich geregelte und qualitätsgesicherte Verfahren bestehen, müssen diese als maßgebli-

che authentische Quelle auch für die EU Inc. berücksichtigt werden. Für steuerliche Verfahren 

betreibt die BStBK mit der Vollmachtsdatenbank in Steuersachen bereits ein etabliertes fachli-

ches Verfahren als Teil einer etablierten Verfahrensinfrastruktur. Eine allgemeine Wallet-Kompa-

tibilität oder digitale Vollmacht darf diese etablierte Verfahrensinfrastruktur nicht durchbrechen, 

sondern muss diese sinnvoll einbinden.  

 

IV. European Business Wallet, Interoperabilität und Risikobetrachtung 
 

Die BStBK begrüßt die hohe Integrations- und Vereinbarkeitstiefe des Entwurfs mit der europäi-
schen Unternehmensbrieftasche, so z. B. in Art. 23 Abs. 1.   

Steuerberater bilden in Deutschland eine zentrale Brücke zwischen Verwaltung und Wirtschaft. 
Interoperable Wallet-Infrastrukturen, verlässliche digitale Nachweise und medienbruchfreie Ver-
tretungsmechanismen können daher erhebliche Erleichterungen für den Berufsstand und für die 
Wirtschaft bewirken. Diese Chancen sollten ausdrücklich genutzt werden. 

Gleichzeitig muss bei aller Euphorie eine verfahrensbezogene Risikobewertung erfolgen. Nicht 
jeder bisherige Prozess kann ohne Weiteres 1:1 in eine Wallet-Infrastruktur übertragen werden. 
Je einfacher elektronische Nachweise, Vollmachten und Vertretungsbefugnisse über Wallets ge-
nutzt werden können, desto wichtiger werden Aktualität, Widerrufbarkeit, fachliche Zuständigkeit 
und vor allem Missbrauchskontrolle, so wie z. B. in Art. 28 Abs. 2 und Art. 32 Abs. 4 aufgeführt. 

 

V. Mitarbeiterbeteiligungsprogramm (Art. 78 und 79) 
 

Die Einführung eines unionsrechtlichen Mitarbeiterbeteiligungsprogramms in Form von Aktien-
optionen wird in Art. 78 und 79 vorgesehen (EU Employee Stock Option Plan – EU-ESO). Da-
nach soll eine EU Inc. berechtigten Personen Optionsrechte einräumen können. Nach Art. 79 
Abs. 2 erfolgt der steuerliche Zugriff im Zeitpunkt der Veräußerung der Anteile, die infolge der 
Ausübung des Optionsrechts erworben wurden. Eine Besteuerung bei Einräumung, Vesting 
oder Ausübung des Optionsrechts soll demnach nicht erfolgen. Art. 79 Abs. 3 bestimmt das 
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steuerbare Einkommen als Differenz zwischen dem gemeinen Wert der Anteile im Veräuße-
rungszeitpunkt und ihrem Erwerbspreis. Die Besteuerung richtet sich im Übrigen nach nationa-
lem Recht. Erwägungsgrund 58 stellt klar, dass den Mitgliedstaaten sowohl hinsichtlich der ein-
kommensteuerlichen Qualifikation dieser Einkünfte als auch hinsichtlich des anzuwendenden 
Steuersatzes ein vollständiger Gestaltungsspielraum verbleibt. Die begleitende Mitteilung spricht 
sich unverbindlich dafür aus, entsprechende Einkünfte als Kapital- und nicht als Arbeitseinkom-
men zu behandeln. 

Der Vorschlag beschränkt sich damit im Kern auf eine Harmonisierung des Besteuerungszeit-
punkts. Sämtliche weiteren materiell-rechtlichen Fragen bleiben dem nationalen Recht der Mit-
gliedstaaten überlassen. Nicht geregelt wird insbesondere, nach welchen Kriterien Einkünfte aus 
Optionsrechten bei grenzüberschreitend tätigen Arbeitnehmern zwischen verschiedenen Juris-
diktionen aufzuteilen sind, ob bereits vor der Veräußerung nationale Lohnsteuerabzugs- oder 
Meldepflichten ausgelöst werden, wie die steuerliche Behandlung mit sozialversicherungsrechtli-
chen Verpflichtungen zu koordinieren ist, ob und zu welchem Zeitpunkt ein korrespondierender 
Betriebsausgabenabzug auf Ebene des Arbeitgebers in Betracht kommt, wie abkommensrechtli-
che Entlastungsmechanismen bei einem Wechsel der Ansässigkeit oder Tätigkeit zwischen Mit-
gliedstaaten greifen und wie der gemeine Wert illiquider oder mit Verfügungsbeschränkungen 
belasteter Anteile nachzuweisen ist. Das Fehlen entsprechender Koordinierungsregelungen 
kann in grenzüberschreitenden Fallkonstellationen sowohl Doppelbesteuerung als auch dop-
pelte Nichtbesteuerung begünstigen. 

Da eine vollständige Harmonisierung steuerlicher Regelungen einer anderen Rechtsgrundlage 
bedürfte und ohnehin sehr fraglich ist, inwiefern eine neben den nationalen Regelungen ste-
hende harmonisierte Besteuerung von Mitarbeiterbeteiligungen nur für diese eine Rechtsform 
wünschenswert wäre, sollte geprüft werden, die Art. 78 und 79 komplett zu streichen. 

 

VI.  Insolvenzrechtliche Regelungen (Art. 80 ff.) 
 

Mit den Regelungen der Art. 80 ff. des Verordnungsentwurfs sollen weitgehende digitale insol-
venzrechtliche Regelungen für die Beendigung einer EU Inc. eingeführt werden. Der Verord-
nungsvorschlag greift dabei ausdrücklich auch den Lebenszyklus von Unternehmen bis hin zu 
Liquidation und Insolvenz auf. Die Kommission verfolgt das Ziel, insbesondere für innovative 
Start-ups vereinfachte und digitalisierte Abwicklungsverfahren einzuführen. 

Aus Sicht der BStBK ist eine weitere Digitalisierung auch des Insolvenzrechts zu begrüßen. Al-
lerdings braucht es für die EU Inc. keine gesonderten, von der deutschen Insolvenzordnung ab-
weichenden besonderen insolvenzrechtlichen Regelungen. Wenig nachvollziehbar ist, wieso die 
EU-Kommission einen weiteren Versuch auf europäischer Ebene unternimmt, ein neues Son-
der-Insolvenzrecht zu schaffen, das schon in der Vergangenheit politisch nicht durchsetzbar 
war. Die Regelungen waren im Kern bereits in den Art. 38 ff. „vereinfachte Abwicklung insolven-
ter Kleinstunternehmen“ im Kommissionsvorschlag zur Insolvenzrechts-Harmonisierungsrichtli-
nie („Insolvency III“) von 2022 enthalten. Auch damals sollte ein vereinfachtes, kostengünstiges 
Verfahren zur digitalen Kommunikation geschaffen werden. Diese Regelungen sind aus ver-
schiedenen Gründen seinerzeit abgelehnt worden und daher auch nicht in die erst jüngst im 



 
 
 

 
Seite 6 

Amtsblatt veröffentlichte endgültige Richtlinie (EU) 2026/799 vom 30. März 2026 zur Harmoni-
sierung bestimmter Aspekte des Insolvenzrechts übernommen worden. Von den Regelungen 
übrig geblieben ist im Wesentlichen nur die in Art. 4 Abs. 5 der Richtlinie enthaltene Öffnungs-
klausel: Mitgliedstaaten dürfen vereinfachte Abwicklungsverfahren für Kleinstunternehmen bei-
behalten oder einführen. Sollten die insolvenzrechtlichen Vorgaben grundsätzlich beibehalten 
werden, müsste eine solche Öffnungsklausel auch für die EU Inc. geschaffen werden. 

Im Kapitel X (Art. 88 ff.) soll ein besonderes vereinfachtes Abwicklungsverfahren – ausschließ-
lich für insolvente innovative Start-ups in der Rechtsform der EU Inc. – geschaffen werden. We-
sentliche Elemente sind: vollständige Digitalisierung der Kommunikation, vereinfachte Antrag-
stellung, Möglichkeit des Verzichts auf einen Insolvenzverwalter, weitgehende Belassung der 
Verwaltungs- und Verfügungsbefugnis beim Schuldner, vereinfachte Forderungsanmeldung, 
elektronische Verwertung der Insolvenzmasse über Auktionsplattformen, europaweite Vernet-
zung dieser Auktionssysteme. 

Die vorgesehene Sonderbehandlung insolventer „innovativer Start-ups“ wirft aus Sicht des steu-
erberatenden Berufs erhebliche Abgrenzungsfragen auf und führt damit zu einer erheblichen 
Rechtsunsicherheit und auch zu Streitigkeiten über die Anwendbarkeit des Sonderverfahrens. 
Gerade Insolvenzverfahren benötigen klare und rechtssichere Zugangsvoraussetzungen. Eine 
Sonderinsolvenzordnung für bestimmte Unternehmensgruppen erscheint daher nicht überzeu-
gend und wird von der BStBK abgelehnt.  

Besonders kritisch bewertet die BStBK die Möglichkeit, unter bestimmten Voraussetzungen auf 
die Bestellung eines Insolvenzverwalters zu verzichten. Der Insolvenzverwalter erfüllt im europä-
ischen und deutschen Insolvenzrecht zentrale Funktionen. Ein Verzicht auf einen unabhängigen 
Verfahrensbeteiligten birgt erhebliche Risiken, insbesondere für den Gläubigerschutz. Gerade 
Start-ups sind besonders ungeeignet, um eine Insolvenz im Wege der Eigenverfahren zu be-
schränken. 

Die vorgeschlagenen Regelungen berücksichtigen auch die Interessen der Steuerverwaltungen 
und damit des Berufsstands nicht ausreichend. Zwar ist im beschleunigten Liquidationsverfahren 
eine steuerliche Unbedenklichkeitserklärung vorgesehen. Reagiert die Steuerbehörde jedoch 
nicht innerhalb der vorgesehenen Frist, gilt ihre Zustimmung als erteilt. Diese Genehmigungsfik-
tion gegenüber Steuerbehörden begegnet erheblichen Bedenken. 

Die Art. 88 ff. (Kapitel 10) sollten daher aus dem Verordnungstext komplett gestrichen werden, 
solange kein tragfähiges, in sich stimmiges und praxistaugliches insolvenzrechtliches Konzept 
für die EU Inc. vorliegt.  

Alternativ sollte der Verordnungsvorschlag im weiteren Gesetzgebungsverfahren zumindest so 
angepasst werden, dass Verfahrenseffizienz und Digitalisierung mit einem wirksamen Schutz 
von Gläubigern, Fiskus und Sozialversicherungsträgern in Einklang gebracht werden. Grundlage 
hierfür muss ein rechtssicheres, transparentes und missbrauchsresistentes Insolvenzverfahren 
bleiben. 


